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Zunächst einmal sehen wir nicht, dass die Beamtengehälter in ihrer Höhe von Gehältern der 

Wirtschaft abgekoppelt sind. Für eine stetige positive Entwicklung sorgt die von uns 

befürwortete inhaltsgleiche Übernahme der Ergebnisse von Tarifverhandlungen auf die 

Besoldung und das Erreichen der Erfahrungsstufen. 

Statt dessen sind wir sicher, dass den Beamten im Polizeivollzugsdienst und den 

Verwaltungsbeamten sowie den Angestellten in der Thüringer Polizei auch andere Dinge 

wichtig sind. Beispielsweise sehen wir, dass den Polizisten immer weniger Respekt 

entgegengebracht wird. Dieser Entwicklung, welche die Berufszufriedenheit und die 

Attraktivität des Polizeiberufs untergräbt, wollen wir einen Riegel vorschieben. 

Wir wollen, statt immer nur an der Besoldungsschraube zu drehen, den Beschäftigten 

andere Annehmlichkeiten zukommen lassen. Dies fängt bei einer besseren Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie an und hört bei Heimarbeitsplätzen (wo es möglich ist) nicht auf. Erste 

Schritte in diese Richtung sind gemacht. Wir werden diesen Weg konsequent weitergehen. 

Die Tarifabschlüsse müssen für die Beamten zeit- und prozentual inhaltsgleich übernommen 

werden. 
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Wir streben eine personelle Aufstockung unserer Landespolizei an, die aber nicht durch 

Herabsetzung von Einstellungsvoraussetzungen erkauft werden darf. Vielmehr muss die 

Thüringer Polizei durch eine angemessene Bezahlung, die mit einer leistungsgerechten und 

fairen Beförderungspraxis einhergeht, sowie durch eine zeitgemäße Ausstattung 

aufgewertet werden. Eine verfehlte Sparpolitik zulasten der Polizei hat zu einer 

unverantwortlichen Ausdünnung der Personaldecke geführt. Das werden wir beenden und 

tatsächlich mehr Stellen schaffen. 

Im Gegensatz zum nicht gehaltenen Versprechen der aktuellen Koalition werden wir 

tatsächlich die personellen Voraussetzungen schaffen, auf dass eine Anpassung des 

Stellenplans an die ODP überhaupt erst möglich wird. Dieses Ziel erreichen wir durch die von 

uns angestrebte deutliche Personalmehrung und die Besetzung der momentan freien Stellen 

im Haushalt. 

Ja, Beförderungen sind eine Möglichkeit kurzfristig Motivation zu erzeugen. Dies darf aus 

unserer Sicht aber nicht die einzige Möglichkeit sein, um den Beamten den Wert Ihrer Arbeit 

zu vergüten (siehe 1.1) 

Ein zeitgemäßes Beförderungsverfahren gibt es aus unserer Sicht in der Thüringer Polizei 

momentan nicht. Langfristig (mglw. nicht innerhalb einer Legislatur erreichbar) muss der 

Stellenplan die im ODP vorgesehenen Dienstposten derart unterlegen, dass die Beförderung 

nicht mehr von der Anzahl der gerade freigegebenen Stellen abhängig, sondern von der 

ausgeübten Tätigkeit auf einem Dienstposten mit einer ganz bestimmten Bewertung 

abhängig ist. Dadurch werden sowohl die Beurteilungsrunden, als auch die zentralen 

Beförderungstermine überflüssig. In anderen Landesbehörden ist dies das 

Standardverfahren. 
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Überdurchschnittlich hoch und eigentlich schon über der Belastungsgrenze. Zu dem 

belastenden Schichtdienst, kommen ja auch noch die Bereitschaften mit einer hohen 

latenten Verfügbarkeit. 

 

Neben den zahlreichen Modellen der Teilzeitarbeit gibt es keine erkennbare Notwendigkeit 

die Wochenarbeitszeit zu kürzen. Ausnahmen sind ggf. im belastenden Schichtdienst 

denkbar. 

 

Wir sind klar gegen eine weitere Verlängerung der Lebensarbeitszeit. 

 

Die AfD begrüßt die Möglichkeit eines Lebensarbeitszeitkontos. Dieses Instrument muss zum 

Vorteil der Beamten weiterentwickelt werden. So muss es nun auch tatsächlich möglich sein, 

Arbeitszeit im Arbeitsleben anzusparen und sich damit einen früheren Eintritt in die Pension 

ohne Abzüge zu “ersparen”. 

Das Gesamtgefüge muss weiterhin stimmig sein. Auch ein attraktives Modell der 

Altersteilzeit muss für den Dienstherrn realistisch umsetzbar und bezahlbar sein. Sollte dies 

im Rahmen einer Evaluation früherer Modelle bejaht werden, kann das ein Instrument für 

eine Steigerung der Attraktivität des Polizeiberufs und der Motivationsförderung sein. 

Der Schichtdienst ist für die Polizisten eine auf Dauer enorm belastende Dienstform. 

Regelungen, die zu einer Verbesserung dieser Belastung führen, stehen wir offen gegenüber. 

Gern kommen wir dazu mit Ihnen und den anderen Gewerkschaften ins Gespräch, um im 

Sinne der Schichtbeamten, die vor allem im Schutzdienst eingesetzt sind, Fortschritte zu 

erreichen. 
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Die AfD Thüringen hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Polizei des Freistaates nach all den 

Jahren des personellen Abbaus wieder mit einem realistischen Personalkörper auszustatten. 

Während fünfzehn Bundesländer die Notwendigkeit von mehr Polizisten bereits seit 

mehreren Jahren erkannt haben, meinten die politischen Verantwortungsträger in Erfurt von 

der zwar abstrakten aber doch permanent angespannten Sicherheitslage in Deutschland 

entkoppelt zu sein. Daher haben der Innenminister und die Finanzministerin des Freistaates 

die Polizisten in den letzten Jahren vor allem in den Ruhestand geschickt. Wir werden diese 

“Misswirtschaft” beenden und den viel strapazierten Satz “mehr Blau auf die Straße” 

wörtlich nehmen. 

Auch wir kommen dabei nicht an den Realitäten vorbei und werden dies unter strenger 

Beachtung der Haushalts- und Finanzlage priorisiert voranbringen. 

Dabei ist unser Ziel die tatsächliche personelle Stärkung der Polizei ohne Umwege über 

gering ausgebildete Hilfspolizisten zu gehen. Ergänzend streben wir eine grundsätzliche 

Stärkung der Ordnungsdienste in den Kommunen an. 

Die Bereitschaftspolizei muss an den Notwendigkeiten ausgerichtet sein. Für zwei 

vollwertige Einsatzhundertschaften und eine Beweis- und Festnahmeeinheit wird es jedoch 

immer genügend Anforderungen im Freistaat geben. Diese gilt es daher zumindest zu 

erhalten und bestenfalls mit dem momentan fehlenden Personal auszustatten. 

 

Direkteinstellungen in die Kriminalpolizei sieht, bis auf wenige Ausnahmen in speziellen 

Aufgabenbereichen (Informatiker, Betriebswirte, etc), das Thüringer Recht nicht vor. Das 

neue Personal der Kriminalpolizei rekrutiert sich aus dem Personalbestand der Schutzpolizei.  

Die Tätigkeit der Beamten der Kriminalpolizei ist mehr als jeder andere Beruf eine Tätigkeit, 

in welcher man durch Erfahrungen lernt. Nur in wenigen Berufen ist das lebenslange Lernen 

- in Thüringen meistens im Dienst und bei der eigenen Fallbearbeitung - so wichtig. Das 

bedeutet im Umkehrschluss, dass eine möglichst lange Verweildauer in der Kriminalpolizei 
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angestrebt werden muss. Da das Pensionsalter feststeht, geht das nur über einen möglichst 

frühen Zugang zur Kriminalpolizei.  

 

Auch wenn wir für die Kriminalpolizei keine gesonderte Position bezüglich Einstellung von 

zusätzlichem Personal haben, so wirken sich die bisher genannten Punkte auch alle in 

diesem Bereich aus: 

– Die von uns als notwendig erachtete intensive Personalmehrung im gesamten 

Polizeibereich wird sich natürlich auch positiv für die Kriminalpolizei bemerkbar 

machen. 

– Die Anpassung des Stellenplanes an die ODP entfaltet auch in der Kriminalpolizei 

deutlich erkennbare Wirkung. 

– Die Aufgabenstellung, die Polizei von allen “polizeifremden” Tätigkeiten zu entlasten 

(siehe Wahlprogramm), wird Personal freisetzen. Das wirkt sich auch auf die 

Kriminalpolizei aus. 

Der Tarifbereich wird vor allem in der Kriminalpolizei seit vielen Jahren konsequent 

abgebaut. Im Zuge der Entbindung der Polizei von “polizeifremden” Aufgaben, wird auch 

dieser Bereich einer Neubewertung unterliegen. 

Es ist geboten auch im Bereich der originären Verwaltungsaufgaben (z. B. 

Personalverwaltung), die nicht von Vollzugsbeamten bearbeitet werden müssen, alle dort 

eingesetzten Vollzugsbeamten zunächst wieder mit echten Polizeiaufgaben zu betrauen. 

Arbeit, die dennoch dort anfällt, ist dann beispielsweise von Tarifbeschäftigten oder 

Verwaltungsbeamten zu übernehmen. Genauere Aussagen werden daher erst möglich sein, 

wenn erstens der Stellenplan an die ODPs angepasst ist und zweitens „polizeifremde“ 

Tätigkeiten identifiziert sowie „bereinigt“ sind. 

Der Stellenabbaupfad verträgt sind nicht mit unseren Vorstellungen von einer adäquaten 

personellen Ausstattung der Thüringer Polizei. 

 

Der Pakt für den Rechtsstaat stellt praktisch AfD Politik in Bezug auf sinnvolle Innenpolitik 

dar. Dazu stehen wir vor der Wahl genauso wie nach der Wahl. 
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Hier passen einige Sätze aus unserem Wahlprogramm zur Landtagswahl: 

“Die ausufernde Gängelung durch politische Kräfte, welche die Polizei nicht als Partner, 

sondern als Gegner auffassen, hat eine demotivierende Wirkung auf Beamte und Bewerber. 

Die AfD setzt sich für eine Beendigung der Verunglimpfung und der Bloßstellung unserer 

Beamten nach Einsätzen gegen politische Extremisten und Straftäter ein. Unsere Polizei 

verdient die uneingeschränkte Rückendeckung durch die Politik, um den Rechtsstaat effektiv 

durchsetzen zu können.” 

“Wir streben eine personelle Aufstockung unserer Landespolizei an, die aber nicht durch 

Herabsetzung von Einstellungsvoraussetzungen erkauft werden darf. Vielmehr muss die 

Thüringer Polizei durch eine angemessene Bezahlung, die mit einer leistungsgerechten und 

fairen Beförderungspraxis einhergeht, sowie durch eine zeitgemäße Ausstattung aufgewertet 

werden.” 
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Die Y-Ausbildung für Thüringen sollte unter anderem mit den Gewerkschaften diskutiert 

werden. Bei den heutigen Anforderungen an die innere Sicherheit ist diese mögliche 

Umstellung aus unserer Sicht jedoch nicht priorisiert. 

Bei einer solchen Diskussion dürfen die Besonderheiten in der Polizei des Freistaat 

Thüringens nicht außen vorgelassen werden. Dazu gehört beispielsweise, dass wir im 

bundesweiten Vergleich eine sehr kleine Polizei haben und daher die Vor- und Nachteile 

einer spezialisierten Ausbildung für die K-Polizei genau abgewogen werden muss. 

Gern sind wir bereit diesen Punkt mit Ihnen eingehender zu diskutieren. 

Die Aus- und Fortbildung stellt aus unserer Sicht für die Thüringer Polizei ein bisher 

ungelöstes Problem dar: Junge Kollegen ohne echte Praxiserfahrung übernehmen teilweise 

die Ausbildung. Ein Wissenstransfer von Erfahrungen aus der Praxis kann so nur bedingt 

erfolgen. Schon hier - bei der Ausbildung neuer Polizeivollzugsbeamter - werden erste 

Grundsteine für die spätere Verwendung gelegt. 

Insbesondere in der Fortbildung dürfen ausschließlich erfahrene Kollegen zum Einsatz 

kommen. Die Stellen müssen entsprechend attraktiv sein und möglicherweise kann ein 

entsprechender Vermerk die Besetzung steuern, um der mitzubringenden Erfahrung mehr 

Gewicht einzuräumen. 

 

Es muss über die Anpassung der Stellen nachgedacht werden, um auch in diesem Bereich 

Fachkarrieren zu ermöglichen. Allerdings muss für die Fortbildung insbesondere im Bereich 

der Kriminalpolizei die mitgebrachte Erfahrung einen hohen Stellenwert bei der Besetzung 

bekommen. 



2019-09-07 Wahlprüfsteine Bund Deutscher Kriminalbeamter an die AfD Thüringen 

Seite 8 von 22 

Ja, aufgrund der aktuellen Personalsituation halten wir dies für die Thüringer Polizei 

zeitgemäß.  

Der Wissenstransfer erfahrender Kollegen im Rahmen der Fortbildung, ist enorm wichtig. Die 

momentane Praxis des scheinbar plötzlichen und unaufhaltsamen Wegfalls von hohem 

Erfahrungswissen ohne adäquaten Ersatz, ist nicht hinnehmbar. 

Um dieses Defizit zu kompensieren, sollten auch ungewöhnliche Wege kein Tabu sein. So ist 

es beispielsweise denkbar, erfahrenden Kriminalbeamten nach dem Eintritt in die Pension 

die Wissensweitergabe durch Beraterverträge zu ermöglichen. 

Die Zugangsvoraussetzungen zu diesen Ausbilderstellen müssen entsprechend hoch und 

attraktiv sein. Es muss gesichert sein, dass nur Beamte mit den entsprechenden Kenntnissen 

aus der Praxis dort zum Zuge kommen. 

Die Nutzung von Lehrverträgen mit erfahrenden pensionierten Kriminalbeamten darf nicht 

auf Thüringer Beamte beschränkt sein. 

Renovierung, Ausbau, Weiterentwicklung des Standortes. 

Identifizierung und Benennung der Aufgaben, die im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung 

von Tarifbeschäftigten bearbeitet werden (können) und Stopp des Abbaus von Stellen im 

Tarifbereich in diesem Teil der Polizei. 
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Dieser Deliktsbereich ist mehr als viele anderen Bereiche auf eine intensive bundesweite 

Vernetzung angewiesen. Daran muss sich auch Thüringen beteiligen und die entsprechenden 

personellen Ressourcen vorhalten. 

Der Größe der Thüringer Polizei muss Rechnung getragen werden, weshalb dieser Bereich 

eine personelle Ausstattung entsprechend des Straftatenaufkommens erfahren muss. 

Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass einerseits immer mehr Straftaten im 

Internet erfolgen und andererseits zunehmend auch Straftaten in der realen Welt ihren 

Ursprung im Netz nehmen oder mit Unterstützung des Internet stattfinden. Dam muss in der 

Aus- und Fortbildung, aber auch technisch und personell Rechnung getragen werden. 

Siehe vorherige Antworten zur Verbesserung der personellen Situation in der Thüringer 

Polizei. 
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Durch die unkontrollierte massive kulturfremde Zuwanderung der letzten Jahre, kam es 
landesweit zu einem signifikanten Anstieg der Terrorgefahr. Um dieser verschärften 
Sicherheitslage eine bundesweit einheitliche präventive sowie effiziente Terrorbekämpfung 
entgegensetzen zu können, ist es erforderlich das allgemeine Gefahrenrecht insbesondere 
im Bereich der Terrorbekämpfung, bundeseinheitlich zu regeln. 

Die Schaffung einer Bundeskompetenz im Bereich der allgemeinen Gefahrenabwehr ist 
daher dringend geboten. Zwar regelt gegenwärtig Artikel 73 Absatz 1 Nummer 9a GG die 
ausschließliche Kompetenz des Bundes zur Abwehr von Gefahren des internationalen 
Terrorismus in besonderen Fällen. Der Bund erhält hier eine besondere Zuständigkeit zu 
präventivem Handeln. Die Kompetenz des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 9a GG 
wird indes durch den Zusatz „international“ auf die Bekämpfung von Handlungen, die in 
ihren Wirkungen über einen einzelnen Staat hinausreichen, verengt. Damit sind alle in 
Deutschland stattfindenden Aktivitäten, die nicht von außen gesteuert werden, 
ausgenommen. Diese Kompetenznorm versagt also in den Fällen des sogenannten 
„homegrown terrorism“. 

Radikalisieren sich Deutsche in Deutschland und beabsichtigen in Deutschland terroristische 
Anschläge zu verüben, beschränkt sich die Terrorabwehr auf die Gefahrenabwehr nach den 
auf Landesebene gesetzlich bestimmten Möglichkeiten, was angesichts der überwiegend nur 
sehr kurzfristig möglichen Ingewahrsamsnahme dieser Personen völlig unzureichend ist. 

Der Bund hat zwar von seiner Kompetenz nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 9a GG Gebrauch 
gemacht. Die hieraus resultierende Änderung des Bundeskriminalamtsgesetzes (BKAG) 2008 
und die damit verbundene Einführung eines Gewahrsams nach § 20p BKAG ist zur Abwehr 
internationalen Terrors aber überwiegend ungeeignet. Die tatbestandlichen Hürden dieser 
Norm sind so hoch, dass sie in der Praxis oftmals leerläuft. Weiter ist zu berücksichtigen, 
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dass auch in der Rechtsanwendung hinsichtlich der Gefahrenabwehr zwischen den Ländern 
aufgrund der bestehenden Regelzuständigkeit der Länder erhebliche Unterschiede 
bestehen, die sich äußerst negativ auf die Terrorbekämpfung auswirken, insbesondere bei 
unterschiedlichen Gefährdungsanalysen. 

Da man aber anhand der Gefährdungsanalyse die Beobachtungsintensität ausrichtet, liegt es 
auf der Hand, dass es hier zu Beobachtungslücken kommen kann, zumal den einzelnen 
Landespolizeibehörden auch nicht alle Gefährder bekannt sind, sondern nur diejenigen, die 
ihnen durch die Nachrichtendienste mitgeteilt werden. Unabhängig hiervon weichen die 
landesgesetzlichen Regelungen im Bereich der Terrorbekämpfung deutlich voneinander ab. 
Während es in einigen Ländern hierzu gar keine spezialgesetzlichen Regelungen gibt, 
existiert u. a. in Bayern – bislang als einzigem Bundesland – eine Regelung, wonach 
terroristische Gefährder seit August 2017 länger in Gewahrsam genommen werden können. 
Der Landtag in München stimmte am 19.07.2017 für das Polizeiaufgabengesetz, das die 
Erhöhung der Präventivhaft von 14 Tagen auf bis zu drei Monate vorsieht. 

Stellt man auf die Möglichkeit der Haft ab, die auch im Bereich der Gefahrenabwehr möglich 
ist und im Bereich der Terrorbekämpfung möglich sein muss, so ist festzuhalten, dass eine 
Kompetenzregelung zu Gunsten des Bundes im Bereich der allgemeinen Gefahrenabwehr 
zur Terrorbekämpfung auch mit Blick auf Artikel 104 GG vorzuziehen ist. Gerade mit Blick auf 
die Syrien-Rückkehrer, die – soweit sie deutsche Staatsangehörige sind – nicht zusätzlich den 
besonderen Kontrollmöglichkeiten des Aufenthaltsrechts unterliegen, muss die allgemeine 
Gefahrenabwehr im Bereich der Terrorbekämpfung der Kompetenz des Bundes unterstehen. 
Denn nur so können bundeseinheitliche Standards zur Gefahrenabwehr geschaffen und 
damit ein effizienter Schutz der Bevölkerung vor Terror gewährleistet werden. 

Die Organisierte Kriminalität, die hierzulande überwiegend von kriminellen Familienclans 
geprägt wird, ist eine weitreichende Problematik, die aufgrund der fehlgeleiteten 
Zuwanderungspolitik der letzten Jahrzehnte sowie einer falschen Toleranz gegenüber 
ausländischen Straftätern sich zu einer ernsthaften Bedrohung für unseren Rechtsstaat und 
seine Repräsentanten entwickeln konnte. Eine effektive Bekämpfung dieses Problems 
erfordert daher auch ein ganzes Maßnahmenbündel, die im Folgenden aufgelistet werden: 

– Erhöhung des Personaleinsatzes für die OK-Bekämpfung bei Polizei und Justiz 
– Zusammenarbeit mit ausländischen Sicherheitsbehörden, insbesondere durch eine 

häufigere Kooperation in Form von sogenannten Joint Investigation Teams 

Die konsequente Umsetzung der gesetzlichen Maßnahmen zur Abschöpfung inkriminierten 
Vermögens wird von uns befürwortet und als wirksames Mittel zur Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität angesehen. 

Aufgrund der Tatsache, dass im Jahr 2017 von 19 Millionen Euro, die eingezogen wurden, 
lediglich etwas mehr als eine Million infolge von Beweisschwierigkeiten auch tatsächlich 
einbehalten werden konnte, besteht im Bereich der Beweislastregelung nach unserem 
Dafürhalten von Seiten des Gesetzgebers noch ein Nachbesserungsbedarf.  
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Siehe Antwort unter 7.5. 

Zur verbesserten Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und insbesondere zur 

Bekämpfung der Clankriminalität befürwortet die AfD die folgenden Maßnahmen: 

– Einführung der datenschutzrechtlichen Voraussetzungen, um Daten über kriminelle 
Mitglieder von Clanfamilien von verschiedenen Behörden zusammenzuführen und 
zentral zu erfassen, insbesondere Daten zu Kriminalität, ausländerrechtlichem Status, 
Sozialleistungsbezug, Daten der Finanz- und Jugendämter sowie Informationen über 
Verbindungen zu islamistischen Organisationen 

– Einführung von gesetzlichen Regelungen, durch welche Notare dazu verpflichtet 
werden, Verdachtsfälle von Geldwäsche an die Strafverfolgungsbehörden zu melden 

– Einführung von gesetzlichen Regelungen, durch welche aus Vermögensabschöpfung 
stammende Mittel für die Finanzierung der Strafverfolgung und die 
Opferentschädigung verwendet werden können 

– Einführung von gesetzlichen Regelungen zur Erleichterung der Ausweisung, der 
Verhinderung der Einbürgerung  sowie zur Rücknahme der Einbürgerung von 
kriminellen Clanmitgliedern 
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Die AfD Thüringen steht der Diskussion und Beschlussfassung für die Wiedereinführung einer 

Vorratsdatenspeicherung offen gegenüber. 

Wenn dies EU-rechtlich nicht umsetzbar ist, muss Deutschland als weitestgehend 

eigenständiger Staat entsprechende Regelungen finden. Dies ist jedoch ein Bundesthema 

und nicht in den Ländern zu regeln. 
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Die Ausweitung der DNA-Analyse zur Ermittlung von Alter, Herkunft, Haar-, Haut- und 
Augenfarbe wird von der AfD befürwortet, da auf diese Weise der Täterkreis schneller 
eingegrenzt und ein Täter leichter ermittelt werden kann, wodurch wiederum weitere Taten 
möglicherweise verhindert werden können. Zudem könnten auch mögliche voreilige 
Verdächtigungen gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen verhindert werden. Für eine 
solche DNA-Analyse zur Täterermittlung spricht auch, dass sich die auf diese Weise erlangten 
Erkenntnisse nicht von den Beobachtungen eines Augenzeugen unterscheiden, die von der 
Polizei ebenfalls verwendet werden dürfen. 
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Eine Entscheidung dazu liegt momentan nicht bei den Bundesländern. Sollte auf 

Bundesebene die Verantwortlichkeit zentralisiert sein, wird die AfD Thüringen in den 

entsprechenden Gremien auch auf Bundesebene mitarbeiten. 

Bis dahin handelt es sich um Spekulationen ohne realistische Grundlage, die eine 

Positionierung unseriös machen. 
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Weiterführen und in politisch unabhängigen Instituten ausbauen. 

 

Die teilweise völlig realitätsfernen Regelungen der PKS sollten bundesweit einheitlich der 

Realität angepasst werden. 
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Beispiel: Wenn Falschgeldverfahren nur bei ermitteltem Tatverdächtigen in die PKS 

eingehen, dann dient das zwar einer Erhöhung der schöngerechneten Aufklärungsquote, 

aber 99% aller Falschgeldvorgänge finden auf diese Weise keinen Eingang in die PKS. Das 

geht an der Realität vorbei. 
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Der Schutz hilfloser und schwacher Personen verdient besondere Beachtung. 
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Der Opferschutz ist ein besonderes Anliegen der AfD. Der Schutz der Rechte des Täters darf 

aus unserer Sicht nicht dazu führen, dass die Rechte des Opfers in irgendeiner denkbaren 

Weise zusätzlich eingeschränkt werden. 

Kriminalprävention befürworten wir und werden wir weiter fördern. Diese darf nicht zu 

politischen Zwecken missbraucht werden oder politisch einseitig betrieben werden. 

Die Lehrpläne können entsprechend angepasst werden und über die Gefahren informieren. 

Die Kriminalprävention muss hier ebenfalls tätig werden. 

Siehe vorherige Fragen. 
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Die bestehenden Regelungen sind beizubehalten und dürfen nicht weiter verschlechtert 

werden. 

Sollte die AfD in Regierungsverantwortung kommen, werden wir derartige Punkte mit den 

Betroffenen – den Gewerkschaften – diskutieren. 

Sollte die AfD in Regierungsverantwortung kommen, werden wir derartige Punkte mit den 

Betroffenen – den Gewerkschaften – diskutieren. 
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Die AfD wird dies nicht selbst umsetzten. Stattdessen werden wir der Polizei entsprechende 

Leitlinien vorgeben, um auf diesem Feld vorwärts zu kommen. 
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Gewerkschaftliche Arbeit ist wichtig für die Entwicklung der Gesamtorganisation Polizei. 

Daher verdient diese auch Unterstützung und Anerkennung. Eine Unterscheidung 

gewerkschaftlicher Arbeit im Tarifbereich und der im Beamtenbereich geleisteten Arbeit ist 

nicht zielführend. Unter dieser Maxime werden wir uns auch in dieser Thematik 

positionieren. 

 


